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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.05.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2026/06/0068 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2014/04/0004 B 14. April 2014 RS 1 (hier: baupolizeilicher Auftrag; hier nur der erste Satz) 

Stammrechtssatz 

Stattgebung - Genehmigung einer gewerblichen Betriebsanlage - Nach ständiger Rechtsprechung hat der 
Verwaltungsgerichtshof im Verfahren über die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung die 
Rechtmäßigkeit der angefochtenen Entscheidung nicht zu überprüfen, sondern es ist - wenn das in der 
Beschwerde (nunmehr: Revision) selbst erstattete Vorbringen nach der Aktenlage nicht etwa von 
vornherein als zutreffend zu erkennen ist - zunächst von den Annahmen in der angefochtenen 
Entscheidung auszugehen (vgl. etwa VwGH vom 30. September 2013, AW 2013/04/0036, mwN). In 
diesem Sinne hat der Verwaltungsgerichtshof auch bereits erkannt, dass eine aufschiebende Wirkung 
zuzuerkennen ist, wenn der Fehler in der angefochtenen Entscheidung nicht bloß ein potentieller, sondern 
ein evidenter ist, mit anderen Worten die Partei mit den Folgen eines offenkundig vorliegenden Fehlers 
der belangten Behörde belastet würde (vgl. abermals den Beschluss vom 30. September 2013, AW 
2013/04/0036, mit Verweis auf den Beschluss vom 10. Oktober 2002, AW 2002/08/0031). 
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